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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob, Tobias Beck, 
Martin Behringer, Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, 
Johann Groß, Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, 
Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, 
Roland Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas 
Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Petra Högl, Tanja Schorer-Dremel, Leo Dietz, Sebastian Friesinger, Dr. Petra 
Loibl, Thomas Pirner, Sascha Schnürer, Thorsten Schwab, Kristan Freiherr 
von Waldenfels CSU 

Drs. 19/6488, 19/6843 

Bürokratieabbau im Müllerhandwerk: 
Kleinere Betriebe bei der Explosionsschutzprüfung entlasten! 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine Entlastung im 
Müllerhandwerk betreffend die Explosionsschutzprüfung einzusetzen. In § 16 und im 
Anhang 2, Abschnitt 3 Nr. 5. Wiederkehrende Prüfungen der Betriebssicherheitsverord-
nung werden Mühlen verpflichtet, alle 3 bzw. 6 Jahre wiederkehrende Prüfungen von 
befähigten Personen durchführen zu lassen. Nachdem diese i. d. R. nicht in den Betrie-
ben vorhanden sind, müssen hierzu externe Dienstleister beauftragt werden. Dies über-
fordert besonders kleine und mittelständische Mühlenbetriebe, weswegen die aus die-
sem Antrag resultierenden Bemühungen der Staatsregierung darauf abzielen sollen, im 
Sinne des Bürokratieabbaus und für den Erhalt der familiengeführten Strukturen, nicht 
genehmigungspflichtige kleinere Betriebe (gem. 4. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes) mit einer Produktionskapazität von bis zu 300 Ton-
nen Fertigerzeugnissen von dieser Anforderung auszunehmen. 
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